
und Sicherheitsvorschriften ist, bedarf es noch weiterer, 
sorgfältiger Diskussionen.

2. Wer die sozialistischen Prinzipien der gegenseitigen 
Hilfe und Unterstützung mißachtet, indem er einen 
Menschen, der unter seiner Obhut steht oder für dessen 
Unterbringung, Fortschaffung oder Behandlung er zu 
sorgen hat, in hilfloser Lage läßt oder verläßt, sollte 
bedingt verurteilt oder mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren bestraft werden. In diesem Zusammenhang 
sollte auch die „Unterlassene Hilfeleistung“ im Sinne 
des | 330 c StGB mit der gleichen Strafdrohung und 
unter Umständen im gleichen Tatbestand geregelt 
werden.

Bei diesen verwerflichen Unterlassungsdelikten sollte 
versucht werden, die Gebote der sozialistischen Moral 
im Tatbestand sichtbar zu machen. Auch hier herr­
schen die Nichtfreiheitsstrafen vor. Allerdings kann auf 
Freiheitsstrafen nicht verzichtet werden, insbesondere 
beim Eintritt schwerer Folgen. So sollte beispielsweise, 
wenn durch das Verlassen einer Person in hilfloser 
Lage eine schwere Körperverletzung herbeigeführt 
wurde, auf Freiheitsstrafe von einem bis zu fünf Jahren, 
und wenn der Tod eintrat, auf Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu acht Jahren erkannt werden.

Bei der Neuregelung der Bestimmungen zur Bekämp­
fung der Straftaten gegen Leben und Gesundheit darf 
man eines nicht aus dem Auge verlieren: Trotz des 
Widerstands und der Zählebigkeit der alten Mächte und 
Traditionen, die diese Delikte hervorbringen, sind sie 
und die Kriminalität selbst in der Deutschen Demokra­
tischen Republik keine ewigen Kategorien, keine un­
vermeidlichen Erscheinungen mehr. Mit dem Sturz der 
politischen und ökonomischen Macht der Ausbeuter­
klasse, mit der Schaffung der Grundlagen des Sozialis­
mus haben sich diejenigen gesellschaftlichen Kräfte und 
Organe herausgebildet, die im Kampf um die Durch­
setzung der neuen Arbeits- und Lebensformen und die 
Vollendung des Sieges des Sozialismus in historisch 
kürzester Frist sich selbst und alle Menschen aus den 
Fesseln der Vergangenheit und damit auch von der 
Kriminalität befreien werden. Auch die Entwicklung 
und Anwendung der Strafbestimmungen zur Bekämp­
fung von Straftaten gegen Leben und Gesundheit 
dienen der Durchsetzung dieser historischen Aufgabe 
der von der Pertei geführten Arbeiterklasse. Damit 
eröffnet sich zum ersten Mal in der Geschichte der 
Menschen die klare Perspektive der schrittweisen Über­
windung der Kriminalität als notwendige Seite der Voll­
endung des Sieges des Sozialismus und des Aufbaus der 
kommunistischen Gesellschaftsordnung.

Dr. HORST BEIN, wissenschaftlicher Mitarbeiter,
Dt. HARRY CREUZBURG, Oberassistent am Institut für Strafrecht der Humboldt-Universität Berlin

Zur Problematik des Strafensystems im künftigen 
Strafgesetzbuch
Bericht über eine Tagung der Sektion Strafrecht am 10. Dezember 1960

Nachdem die Sektion Strafrecht des Prorektorats für 
Forschung der Deutschen Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“ auf ihrer Tagung 
am 24. Oktober 1959 in Halle die Konzeption für das 
in Vorbereitung befindliche sozialistische „ Strafgesetz­
buch beraten hatte, fand am 10. Dezember 1960 in 
Babelsberg eine weitere Sitzung der Sektion Strafrecht 
statt, in deren Mittelpunkt die Problematik des Strafen­
systems und seiner gesetzlichen Fixierung im neuen 
StGB stand. Die Bedeutung dieser Tagung wurde da­
durch unterstrichen, daß neben den Mitgliedern der 
Sektion Strafrecht Vertreter des Ministeriums der Justiz, 
der Hauptverwaltung Deutsche Volkspolizei, des Ober­
sten Gerichts der DDR sowie Mitarbeiter der Justiz­
organe aus Bezirken und Kreisen der DDR teilnahmen. 
Durch ausführliche Thesen, die alle Beteiligten vorher 
erhalten hatten, war eine gute Vorbereitung der Dis­
kussion gewährleistet worden.
In seinen einleitenden Bemerkungen hob Prof. Dr. 
R e n n e b e r g  hervor, daß der Zweck der Tagung ins­
besondere in der Herausarbeitung der Grundlinie des 
Strafensystems des Strafgesetzbuchs und der sich dar­
aus ergebenden Schlußfolgerungen für die konkrete 
Ausgestaltung bestehe. Die Tagung müsse vor allem auf 
zwei Fragen Antwort geben:

I. Ist die in den vorgeschlagenen Strafen zum Aus­
druck kommende Generallinie richtig? Entspricht sie 
unseren gesellschaftlichen Bedingungen bei der Voll­
endung des Auf baus des Sozialismus in der DDR und

dem nachfolgenden Übergang zum Aufbau der 
kommunistischen Gesellschaft?

2. Entsprechen die vorgeschlagenen Strafarten und 
ihre konkrete Ausgestaltung dieser Generallinie?

Bei der Beantwortung dieser Fragen müssen Ausgangs­
punkt die Programmatische Erklärung des Vorsitzenden 
des Staatsrates der DDR, Walter Ulbricht, vor der 
Volkskammer am 4. Oktober 1960, die Erklärung der 
Beratung der kommunistischen und Arbeiterparteien 
in Moskau vom 5. Dezember 1960 sowie die im Ent­
wurf des Arbeitsgesetzbuchs zum Ausdruck kommende 
Grundlinie sein. Dabei müssen die Perspektiven unse­
rer fortschreitenden gesellschaftlichen Entwicklung zum 
Kommunismus, wie sie insbesondere in der wachsen­
den moralisch-politischen Einheit des Volkes, der immer 
umfassenderen, bewußteren und aktiveren Teilnahme 
der Werktätigen an der Lenkung der Geschicke unserer 
Gesellschaft und der Vollendung des Sieges der sozia­
listischen Produktionsverhältnisse in Stadt und Land 
ihren Ausdruck finden, berücksichtigt werden. Aller­
dings müsse man sich davor hüten, in illusionäre Vor­
stellungen zu verfallen, da das zu einer unangebrach­
ten Milde und einem versöhnlerischen Zurückweichen 
gegenüber Staatsverbrechen und anderen schweren 
Verbrechen führen könnte.

Renneberg betonte, daß das Charakteristische des Ent­
wurfs in folgendem zu erblicken sei: Es werde einmal 
die Anwendung der Freiheitsstrafe auf die s c h w e r -
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